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Dentſcher Reichstag. 
30. Sitzung. 


Berlin, 14. Dezember, 11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrates 
Delbrück, v. Kameke, v. Stoſch, Stephan, Friedberg u. A, ſpäter 
Fürſt Bismarck. Der Bericht der Geſchäſtsordnungs Kommiſſton 
über den Antrag des Abg. Lasker, betreffend die Zuläſſigkeit der 
Verbaftung eines Reichstags mitgliedes auf Grund 
rechtekräftigen Strafurthenss während der Seſſion des Reichstags, 
follte eigentlich den erſten Gegenſtand der heutigen Tayesoronung bil» 
den; die Kommiſion hat aber, obwohl fie mehrere Sitzunzen zu Die: 
fem Zwecke abgehalten, ihre Berathungen bis heute noch nicht abſchlie⸗ 
en können. * 
1 Das Haus tritt daher ſofort in die erſte Berathung der mit Ruß · 
land abgeſchloſſenen, aus 15 Artikeln beſtehenden und zunächſt für 
ein Jahr giltigen Konvention über die Regulirung von Hin⸗ 
teriaffenfhaften ein. Ihre Bedeutung fo wie einige Ausſtel⸗ 
lungen des Abg. Römer (Würtemberg), die bei der Unrube des Hau: 
fe8 faſt unverſtändlich bleiben, treten in dem weiteren Verlauf der 
Diskuſſion klar hervor. f ; 

Bundesbevolmächtigter Dr. Friedberg: Der vorliegende Ver⸗ 
trag iſt das Ergebniß mühſamer Verhandlungen, die Jahre lang 


zwiſchen der Reichsregierung und der kaiſerlich ruſſiſchen Regierung 


eſchwebt haben. Dieſe Verhandlungen hatten deshalb ganz beſon⸗ 
er Schwicrigleiten, Be der Vertrag ſo allgemein gefaßt werden 
mußte, daß die verſchiedenen Rechtsſyfteme, die im deutſchen Reiche in 
Bezug auf das Erbrecht gelten, Unterkunft in dem Vertrage wenigſtens 
in ſoweit finden konnten, dag man mit dem Vertrage zu operiren ver⸗ 
mochte. Der Herr Vocredner bat nun zwei Haupteinwände entgegen⸗ 

die Rechte der Konſularazenten, die 


den Nachlaß vertreten, unbegrenzt aufſtelle und nicht genügend die 


einzelnen Poſitionen präziſire, welche nur dieſe Agenten üben könnten. 


Diefer Einwurf könnte wobl für begründet erachtet werden, allein man 
mußte befürchten, daß, ſowie man begbune zu detailliren, man in eine 
Kafuiſtit kommen wurde, die ſich kaum für ein Geſetz, geſchweige denn 
für einen internationalen Vertrag geſchickt hätte. 
Beziehung nothwendig iſt, das glaube ich, giebt der Art. 9 voll 
kommen, der den Agenten die allgemeine Befugniß eriheilt, Ber 
vollmächtiate zu ſtellen, Elde zuzuſchreiben Vergleiche zu ſchließen, 


kurzum, Alles dasjenige zu hun was nothwendig iſt um die Nachlaß⸗ 


regultrung zu einem, die Intereſſen unſer Staatsangebörigen und bezw. 
den Intereſſen der jenſeuigen Staatsangehörigen, gedeihlichen Ausgang 


zu bringen. Alles das aufzunehmen, was man etwa einem Bevoll⸗ 


mächtigten in einer einzelnen Nachlaßregulirung in einer Vollmacht 
ausorüden [önnte, das würde faſt zu einem Kurioſum in einem inter 


nationalen Vertrage geführt baben, denn jeder, der eine Vollmacht 
kennt, 


die zum Zwecke einer Nachlaßregulirung ausgeſtellt iſt, weiß, 
daß fie meiſtens evenjoviel Umfang hat, wie der ganze Vertrag mit 
feinen Motiven. — Der zweite Einwand, den der Vorredner ge⸗ 


macht hat, beſteht darin: es ſei das Prinzip des gemeinen Erb⸗ 


rechts durchbrochen oder, wie er ſich ausdrückt, es ſei ganz auf 
— Kopf gene Er fügte dann hinzu: Später ſei dies auf 
den Kopf geſtellte Prinzip noch einmal auf den Kopf geſtellt 
auch die Beſtimmungen über den Wohnort und den Heimathsort. 
Der Schwierigkeiten Ind der ziviliſtiſchen Bedenken, die er hervorge⸗ 
hoben, find ſich die vertragenten Regierungen und demnächſt der Aus⸗ 
ſchuß des Bundes rathes ſehr wobl bewußt geweſen. Auf Seite 12 und 
13 des Berichts finden Sie aber überzeugend nachgewieſen, warum wir 
doch geglaubt baben, den Vertrag zur Annahme empfehlen zu können, 
obgleich man de theorir und juriſtiſch ſehr wohl das darin angenom⸗ 
mene Primip der Scheidung des Mobiliar- und Immobiliar⸗Nachlaſ⸗ 
fe3 bezweifeln und bekämpfen könnte. Mitentſcheidend war für die An⸗ 
nahme des Vertrages, daß eine andere große Regierung bereits einen 
ganz ähnlichen Vertrag und auch gerade in Bezug auf die Scheidung 
des Mobiliar⸗ und Immobiltarnachlaſſes vaſſelbe Prinzip angenommen 
bat, obgleich doch in den Rechtsſyſtemen jenes großen Landes, Frankreich, 
alle die Bedenken, die der He. Abg. angeführt hat, in der Theorie von den 
wiſſenſchaftlichen Vertretern dieſes Rechts hervorgehoben worden find. 
Nichtsdeſtoweniger bat ſich die Regierung veranlaßt geſehen, dieſe 
theoretiihen Bedenken bei Seite zu ſchieben, um zu einem 
praktiſchen Reſullate zu kommen. Deſer Vertrag kommt haupi⸗ 
ſächlich den Angehörigen des deutſchen Reichs zu Gute. Denn dieſe de⸗ 
finden ſich in weit größerer Anzahl in Rußland, als ſich Ruſſen in Deulſch⸗ 
land befinden und das iſt meiner Meinung nach ein ſehr wichtiges Monu⸗ 
ment, wenn Sie ſich vor die Frage geſtellt finden: wollen Sie den 
Vertrag, weil er Jönen vielleicht wiſſenſchaftlich nicht durchweg gefällt, 
bermerfen oder annehmen ? Die verbündeten Regierungen find der 
Meinung geweſen, daß in dieſem Vertrage ein ſeyr dankenswerther 
Schritt auf der allgemeinen Entwickelung des internationglen Rechtes 
liegt und daß in dem Sch be, der den Nachlaſſenſchaften unſerer 

tuatsangebörigen und vice versa gegeben wird, noch Ki ‚ferneres 
Moment liegt, das weit üner die für die Vermögens vert Itniſſe da⸗ 
durch geſuchlen ien 8 9 daß nämlich dieſer Vertrag auch 

ohem politiſchen Werch iſt. 8 { 7 

te A5. 57 übauf erklärt ſich zum Dank gegen die Reich regiere 
ür den Abschuß eines Verlvages verpflichtet, der in dem Gebiet. AN 
De ——— Verkragsſcheüſſe einen weſentlichen Fortſchritt darſtell. 
Aber zugleich erinnert er da an, daß Verträge allein es nicht thun, 
wenn die zu ihrer Effektuirung erforderlichen Organe, in dieſem Falle 
alfo die Berufskonſuln, fehlen, welche die großen Dimenfionen des ruſ⸗ 
figen Reiches zur Erfüllung ihrer Pflicht in ganz anderer Weiſe zu 
überwinden willen werden, als die Wablfonfuln, die, wenn fie nach 


dem Todesfall eines Landsmannes interveniten ſollen, vor einer Dr 


ſtance von. 60 Meilen leicht zuruckſchrecken. Eine Reform des Konſu⸗ 
latweſens im Sinne der Vermch una der Berufskonſuln iſt daher drin⸗ 
end zu wünſchen. Der Bug desbevollmächtigte Dr. Friedberg fügt 
Fam, daß die verbündeten Regierungen dieſe Anſchaͤuung in Erwä⸗ 
haben und the len. 5 
Abg. Bähc it nut dem Grundgedanken der Konvention, daß 
nach dem Tode eines Staatsan, ebörigen nicht das Erbrecht des Or⸗ 
tes, wo er gelebt hat, ſondern das ſeines Heimathsortes entſcheidend 
fein fol, volltommen einverſtanden; belfagt aber, daß davon zwei 
Ausnahmen gemacht find, vielleicht gemacht werden mußten: es ſollen 
nämlich für das Grundeigenthum und für den Fall, wo ein Angehö⸗ 
riger des fremden Staates an der Erbſchaft betheiligt iſt, nicht die 
Geſetze des Heimathlandes, ſondern des Wohnortes in Anwendung 
kommen. Die Anwendung der lex rei sitae wird zu manchen 
Unzuträglichkeiten führen; denn der Nachlag wird dadurch in 
wei Theile getbeilt, und zwar eediglich nach dem Odjekt in 
obiliar- und Immobiliar-Vermögen. Von welchem Theile werden 
nun z. B. etwa vorhandene Schulden bezahlt? Der Bericht 
des Juſtigausſchuſſes läßt die Sache im Unllaren; er rechnet die akti⸗ 
den Forderungen zu den Mobilien; geht dann aber mit einem Ge⸗ 
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dankenſprunge auf die Schulden über, als wenn Schulden und For⸗ 
derungen parallel ſtänden; nach meiner Anſicht gebören die Schulden 
ar nicht zum Nachlaß, fondern find nur eine Belaftung deſſelben. 

as richtige Prinzip würde fein, daß beide Theile des Nachlaſſes pro 
rata des Werthes für die Schuld haften; das würde allerdings ein 
ſchwieriges Er mittelungsverfabren vorausſetzen. j 
Hiermit fließt die erfte Berathung; die Vorlage wird nicht an 
eine Kommiſſien - verwieſen, ſondern das Haus tritt ſofort in die 
zweite Berathung ein. 

Zu Axt. 1 bittet Abg. Kapp, den Vertrag unverändert amzu⸗ 
nehmen. Die Sicherung der Verlaſſenſchaft der in Rußland Verſtor⸗ 
benen war bisher fo ſchwierig, weil die Behörden nicht das Jatereſſe 
hatten, was jetzt der Konſul an den Erbſchaften hat; dann auch, weil 
die perſönlichen Verhältniſſe der Erblaſſer und ihrer Erben nicht ſo 
genau bekannt waren. Früher ſuchten gute Freunde oder Verwandte 
unter dem Titel der Verwandtſchaft oder irgend einer Schuld die 
Verwaltung des Nachlaſſes ganz in ihre Hand zu bekommen; da zer⸗ 
rinnt denn gewöhnlich das Vermögen in den Händen des Adminiſtra⸗ 
tors und aus meiner Praxis weiß ich, daß keine 50 Prozent der Erb⸗ 
ſchaften in die Hände der berechtigten Erben gelangt ſind; es ent⸗ 
wickelte ſich dabef eine Theorie und ein Syſtem lühner Griffe, von 
der man ſich hier in Berlin keine Vorſtellung macht. Der Art. 1 
ſichert den Nachlaß, indem er den Konſul zum Vertreter der Erben 
macht, fo lange, bis ſie feibit ihren Willen kundgegeben dahen. 

Art. 1 wird genehmigt. — Art. 9 beſtimmt die Konſuln geſetzlich 
als Vevollmächtigle der Erben, ausgenommen für den Fall, wo fie 
ſelbſt bei der Erbſchaft, als Legatare oder in fonſtiger Eigenſchaft be⸗ 
theiligt find. Abg. Frübauf dermißt eine poſitive Beſtimmung, 
was denn in einem ſolchen Falle geſcheben ſolle. Abg. Meyer 
(Thorn) ſieht in dieſer Einfegung der Konſuln als Bevollmächugte 
einen Vorzug des Vertrages. Die Frage, in wie weit er verant⸗ 
wortlich iſt, muß dagegen nach den inländiſchen Geſctzen entſchieden 
werden 
Art. 9, ſowie ſämmtliche übrigen Artikel werden genehmigt und 
iſt damit die Konvention in zweiter Berathung erledigt. 

„Demnächſt paſſirt der Abditional⸗ Artikel zu dem am 20. 
März 1868 zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und Belgien abgeſchloſ⸗ 
jenen Vertrage, betreffend den gegenfeitigen Austauſch von kleinen 
Packeten und Geldſen dungen die erſte und zweite Leſung, 
ohne zu einer Diskuſſion Berantalfın zu geben. Das Haus ſetzt 
hierauf die zweite Berathung des Etats für 1875 fort, bewilligt 
zunächſt den Etat des Allgemeinen Penſrons fonds in Ein⸗ 
nabme und Ausgabe und die Ausgaben der Rayon⸗Entſchädi⸗ 
gungsrenten auf Grund der lediglich formalen Abänderung · 
anträge der Budgetkommiſſton, gebt dann zu den einmaligen Aus⸗ 
gaben für die Dermellung bei Neihsheeres über und ſetzt hierbei 

ommifiton ab: 1) 90,050 Mark für den Baur 


für den Bau cines Getreite und Mehlthurms in Leipzig 7 
Die Budget⸗Kommiſſion hat ferner beantragt 1) 300,000 Mark, 
welche als erſte Rate für den Bau einer Garniſonkirche in Breslau, 
und 2) 225,000 Mark, welche zu demſelden Zwecke für Neiſſe ge⸗ 
fordert werden, zu ſtreichen. Der Referent Abg. Or Stephani bes 
merkt zu der erſten der beiden Poſitionen, daß dieſelbe in der Budget⸗ 
kommiſſion mit Stimmengleichheit abgelehnt worden fit. 
General-Mafor v. Voiats⸗Rbetz erſucht um Bewilligung der 


geforderte Ausgabe durchaus nothwendig erſcheinen. Die evangeliſche 
Garniſon in Breslau beträgt ungefähr 3000 Mann, welche ſeit 
100 Jahren auf die Mitbenutzung der St. Barbara - Kirche angewieſen 
ſind. Breslau beſitzt 4 evangeliſche Kirchen, deren jede zu einer 
Parochie von 20—30,000 Seelen gehört, fo daß ſchon beute das Be⸗ 
dürfniß vorhanden ut, zweimal Vormittags Gottesdienſt zu halten. 
Die Bemühungen, die breslauer Garniſon in eine dieſer Kirchen eins 
zupfarren, find feblaeſchlagen, inzwiſchen iſt die St. Barbara⸗Kirche, 
in welcher bistzer 380 Plätze für die Garniſon refervirt waren, eben⸗ 
falls Parochial Kirche geworden, fo daß 1875 die Garniſon ganz obne 
Kirche fein wird. In der Kommiſſion hat man die Forderung abge⸗ 
lehnt mit dem Bemerken, daß fo lange noch die breslauer Garniſon 
nicht vollſtändig kaſernirt ſei, man auch nicht an Kirchenbauten denken 
dür e. In der Thot ſind aber in Breslau die Truppen vollſtändig 
in Kaſernen untergebracht. Es fehlt augenblicklich in der St. Barbara⸗ 
Kirche ſogar an Raum, um die Gedächtnißtafeln für die in den 
Kriegen 1813, 1814 und 1815 Gefallenen anzubringen und haben die⸗ 
jelben vorlaufig in den zu Gebote ſtebenden Depots untergebracht 
werden müſſen. — Diefe Angabe wird durch den Abg Dr. Wehren ⸗ 
ah 1 ig, der über die Pelikton der St. Barbara⸗Gemeinde berichtet, 
eſtätigt. 5 

Abg. v. Hover beck findet die Uebereinſtimmung der eben ge⸗ 
hörten Ausführungen des Kommiſſars und des Jubalis der Petit on 
iu auffallend, ais daß man nipt einen inneren Zufummenhang zrie 
chen beiden vermuthen ſollte. Es ſei doch wunderbar, daß man nicht 
einen Ir für die Anbringung von Gedenktafeln finden fönne, aber 
wenn ſelbſt dem fo wäre, fo dürfe man daraus doch nicht die Noth⸗ 
wendigkeit eines Kirchenbaues in Breslau deduziren, womit man ſich 
in ein entfetzlich teures Syſtem hineinarbeiten würde. Die Kommiſ⸗ 
ſion hat auch nicht gefragt, ob die Garniſon in Breslau vollſländig 
kaſernirt fet, fondern hat konſlalirt, daß in Deulſchland noch 85,000 
Mann in Bärgergaartieren untergebracht werden müſſen (pört! inte) 
und verlan;t, daß dieſe erſt kaſernirt würden, ehe die Rede von Gars 
niſonkirchenbauten fein köane. Redner ift überhaupt kein Freund für 
einen beſonderen Militärgottesdienſt. Der Soldat müſſe ſich in der 
Kirche allen anderen Koufeſſionsgenoſſen gleichfüblen und follte über: 
haupt nicht zum Gottes dienſt kommandirt werden. (Zustimmung links) 
Es entſpräche dies wenigſtens keineswegs den beutigen Anſchauungen. 
— Wenn man 30000) Mark nur als erſte Rate bewilligen wolle, 
fo würden ſich die künftigen Ausgaben noch gar nicht abſchen laſſen 

Gencral-Major v. Voigts⸗Rbetz erklärt, daß ihm die Peti- 
tion ganz unbekannt geweſen. Ueber das Kommandıren zum Goltes⸗ 
dienſt könne man verſchiedener Meinung ſein, aber wenn man die 
Truppen auch nich! dazu kommandire, fo müſſe man ihnen doch we⸗ 
nigſtens einen Ort anweiſen wo fie ihre religiöſen Bedürfniſſe be⸗ 
friedigen könnten, und ein folder ſei in Breslau nur durch einen Neu: 
bu zu beſchaffen. i 

Abg. Richter (Hagen): Wenn man rechnen wollte: fo und fo viel 
Seelen kommen auf jede Kirche, ſo brauchten wir in Berlin 20 mal ſo 
viel Kirchen als wir haben, um alle Köpfe W Zu dem 
widerſtrebt mir der Gedanke, Jemanden zum Gottesdienſt zu kom man⸗ 
diren durchaus, die Soldaten find eben keine Schüler und keine Sträf⸗ 
linge. Außerdem ſind gerade heute die Prinzipien über die Militär⸗ 
ſeelſorge heftig ins Schwanken gekommen, und die Zuſpitzung der Ge⸗ 
genſätze innerhalb der einzelnen Konfeſſtonen wird don ſeſbſt zu einem 
Auf zeben der jetzigen Praxis führen. Nun liegen aber die Verhältniſſe 
in Breslau keineswegs fo klar, wie es nach den Worten des Bundes 


gründe 
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1874. 


Kommiſſars den Anſchein hat, es exiſtiren in Breslau nicht 4, ſondern 
6 epangeliſche Pfarrkirchen, 1 Filialkirche, 1 reformirte Kirche u. ſ. w. 
und es wäre zu unterſuchen, ob man die Truppen 8100 ganz gut ba⸗ 
taillonsweiſe darauf verheilen könnte. Endlich bezweifle ich, od wirk⸗ 
lich 3000 evangeliſche Soldaten in Breslau fiehen; die ganze Garni⸗ 
ſon beträgt nur Mann, darunter iſt aber ein ganz erheblicher 
Bruchtheil aus der vorwiegend katholiſchen Grafſchaft Glatz. So viel 
ich erfahren babe, war übrigens während des Garniſon⸗Gottesdienſtes 
in der St. Barbara ⸗Kirche immer noch Platz genug für das andere 
Publikum. (Heiterkeit. ) 

auf 850 be Mark für die Garniſonkirche in Breslau werden hier 

ehnt. 

Zu den für die Garniſonkirche in Neiſſe beanſpruchten 225,000 
Mark bemerkt Abg. Dr. Friedenthal: In Neiſſe liegen die Ver⸗ 
hältniſſe weſentlich anders als in Breslau. Die ev. Gemeinde beſitzt 
5 1105 evangeliſche Kirche, welche bereits für ſie ſelbſt unzurei⸗ 

Abg. Richter: Wir haben ſowohl 1873 wie heute dieſe Forde⸗ 
rung abgelehnt und bereits damals die Verhältniſſe in Neiſſe zur Ge⸗ 
wie erörtert. Es kommt aber Einzu, daß die Regierung Eigenthums⸗ 
ansprüche an die dortige Kreuzkirche geltend gemacht und dieſelbe der 
altkatholiſchen Gemeinde zur Benutzung überwieſen hat. Ich febe 
nicht ein, weshalb ſie dieſelbe nicht auch der Garniſon zur Verfügung 
ſtellt. Zudem handelt es ſich nur um einen ganz geringen ev. Bruch⸗ 
theil der Garniſon. 

N g. Dr. n erwidert, daß der größte Theil des 
in Folge der befeſtigten Lage der Stadt ſehr ftarfen Ofſtyier⸗Korps 
evangeliſch iſt. Die Eigenthumsverhältniſſe der Kreuzkirche ſind zur 
Zeit Gegenſtand eines Prozeſſes, deſſen Ausgang ſehr zweifelhaft fei 
und jedenfalls feiner Ueberzeugung nach nicht dahin führen werde, der 
Milikärverwaltung die Mitbenutzung der Kreuzkirche zu ermöglichen. 

„General⸗Major v. Voigts⸗Rhetz: Die evang. Kirche in 
Neiſſe reicht kaum für die Bedürfniſſe der Gemeinde aus, ihre Chöre 
find baufällig, die Lüftung eine ſo ſchlechte, daß mehrfach Leute wäh⸗ 
rend des Gottesdienſtes unwohl geworden ſind. Die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Kreuztirche ſind nicht klar genug, um mit Rückſicht darauf 
die Poſition zu ſtreichen. 

Abg. Richter iſt der Meinung, man ſolle dann wenigſtens den 
Ausgang des Prozeſſes abwarten. (Zuftimmung.) Die gleichzeitige 
Benutzung der Kreuzkirche durch die Altfatboliten und die evangeliſche 
Garniſon ſei kein Unglück, und die Verminderung der Zahl foſcher 
Simultankirchen nur zu bedauern. Abg. Grumbrecht wird die 
Bofition bewilligen, weil in Neiſſe ein Nottſtand vor! 
DB: eclau nicht vorhanden ſei. Abg. Dr. Friedentba 
2 daß man auf Grund jenes Rechtsſtreites nicht d 
werde, die Kre⸗ der Garniſon zu überlaſſen, ei 


dorden i Die BEA a Prey 


t den Die Kreuzkirche iſt kein fat fi I“ 
che, fondern wird nur von Hofpitaliten benutzt und kann e 
gut der Garnıfon, wie der altkatholiſchen Gemeinde Üderlaſſen w 
Abg. Miquel verkennt nicht, daß die Verhältniſſe anders wie 
in Breslau liegen, ſchon weit es ſich um eine kleine evangeliſche Kirche 
in der Diaspora handelt, die mit. geringen ihr zu Gebote ſtehenden 
Mitteln ihre eigenen Bedürfniſſe kaum befriedigen könne. Dennoch 
wird er die Pofition ablehnen, weil er den Bau einer für Zivilge⸗ 
meinde und Garuıfon gemeinſam beſtimmten Kirche wünſchen müffe. 
Die 225,000 Mark werden hierauf abgelehnt (Für beide Poſten 
ſtimmten die Konſervativen, der größte Theil der Reichsparter und 
wenige Nationalliberale. Die geforderte Erſtattung an die Verwal⸗ 
tung des Reichsheeres für die Mehrausgaden bei den Penſionsfonds 
in den Jahren 1873 und 1874 in Folge der Geſetze vom 4. April 1874 
und 30. Juni 1873 in Höhe von 833,400 Mark wird dem Antrage der 
Kommiſion gemäß geſtrichen. 

Hieran ſchließt ſich die zweite Berathung des Marine⸗Etats. Re⸗ 
ferent Abg. Rickert: Nach dem Flottengründungsplan war für 1875 
eine Forderung von 18% Millionen Mark im Ordinarium und 374 
Millionen im Extraordinarium des Marine⸗Etats, in Summa alfo 
56 Millionen in Ausſicht genommen. Der vorliegende Etat fordert 
im Ordinarium 18% Millionen Mark, im Ertraordinarium 11 Mile 
lionen und in einer beſonderen Anleihe⸗Vorlage 13% Millionen, in 
Summa alſo nur 43 Millionen Mark. Dieſe Minderforderung von 
13 Millionen erklärt fi weſentlich dadurch, daß im Flottengründungs⸗ 
plan 3 900,000 Tylr. für die Herſtellunz und Vollendung des Marines 
Etabliſſements in Ellerbeck angeſetzt waren, welche in dem gegen wärti⸗ 

en Etat nicht aufgenommen ſind, weil die Kräfte nicht hingereicht ha⸗ 
en, um in ben legien Jahren die Arbeiten fo zu fördern, als ur⸗ 
ſprünglich beabſichtigt war. Zudem hat die Budgelkommifſion auf die 
Anfrage an den Marineminiſter, inwieweit die Marineverwaltung in 
der Lage geweſen iſt, in den letzten Jahren die ihr für beſtimmte 
Zwecke zur Diepoſition geſtellten Mittel aufsubrauden, folgende 
Auskunft erhalten: Die Marine Verwaltung wird in das nächſſe 
Jahr im Drdinarium mit einem Beſtande von etwas über zwei Mil⸗ 
lionen Mark, im Extraordinarium von 35% Millionen, zufammen 
alſo roa 37% Millionen übergeben. Das iſt ungefähr der Betrag, 
welchen die Marineverwaltuug in dieſem Jahre im Ordinarium und 
Extrgordinarium Sn fordert; fie wird daher für 1875 circa 
77 Millionen Mark zur Dispſition haben. Dieſer Thatſache gegen⸗ 
über wird die Behauptung gewiß gerechfertigt fein, daß die Marine⸗ 
verwaltung in dem vorliegenden Etat und in der Anleihe für das 
Jahr 1875 nicht zu wenig in Anſpruch genommen hat. 

Von dem Ab ‚tt 
zu erſuchen, durch die kaiſerliche Marineverwaltung in Erwägung 
nehmen zu laſſen, ob nicht die Errichtung von Seemann: Erziehungs⸗ 
Schiffen, wie ſoſche in England feit 100 Jahren ein wichliges Kon⸗ 
tingent für die dortige Marine liefern, auch im Jatereſſe unferer Mas 
rine ſich empfeblen würde?“ a 

Mareneminiſter v. Stoſch: Der Antrag bedeutet eine bedeu⸗ 
tende Mebrausgabe im Marineetat. Auf den engliſchen Schulſchiffen 
können etwa 150 Schiffsjungen untergebracht werden; jeder derſelben 
kostet circa 185 Thlr. jahrlich, wovon 120 Thaler fur Koſt und Bes 
kleidung, 65 Thlr. für Um erricht und Verpflegung in Kankbeits fällen 
zu veransgaben find. Wenn die Reichsregierung nur vier folder 
Schulſchiffe einrichtete, zwei in der Nordſee und zwei in der Ditfen, 
fo würde fie dafür eine jährliche Ausgabe von 100 000 Thlr. machen 
n ihr der gegenwärtige Marineetat die Möglichkeit nicht 
gewährt habe. 5 5 

Abg. Schmidt (Stettin) erklärt ſich aus pädagogiſchen Grün⸗ 
den gegen den Antrag. Es ſei überhaupt ein Uebelſtand, wenn Kua⸗ 
ben unter 14 Jahren ſchon zu einem feſten Beruf beſtimmt werden, 
1 5 zu dem ſeemänniſchen, von deſſen Schwere ſie noch keine Ahnung 

aben. Allenfalls mag das hingehen, wenn das mit Willen des Vormun⸗ 
des geſchieht. Für verwahrlofte Kinder wären Schu ſchiffe allerdings 
eine Art von Rettungshaus. Der Antrag des Abg. v. Behr hade 


aber verwahrloſte Kinder gar nicht im Auge. 


g. Behr iſt der Antrag geſtellt, den Reichskenzler 
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Abg. v. Behr zieht mit Rückſicht auf die Erklärung des Marine⸗ 
Minifters feinen Antrag zurück. 8 

Erwähnenswerth it, daß dem Seebataillon eine Zulage don 
14,364 Mark gewährt wird zur Solderhöhung der Spielleute 
und Oekonomiehandwerker in Konſequenz eines gleichen Beſchluſſes 
für dieſelben Kategorien bim Etat des Landheeres. Aus dem ſalben 
Grunde wird der Seeartillerie Abiheilung eine Zula e von 6156 Mark 
gewährt. Dagegen beantragt die Kommiſſion bei der See Arullerie, 

5 welche in der Etatevorlage 199,404 Mark ausgeworfen waren, 

401 Mark 25 Pf. abzuſetzen. Es ſind dies nämlich die Koſten, 
welche buch die beabſichtigte Vermehrung der See⸗Artillerie um fünf 
Kompagnien und die Formirung eines See⸗Artillexie⸗Regiments von 
2 Bataillonen zu je 4 Kompagnien entſtehen würden. 

Referent Abg. Rickert: Wir ſtehen hier einer Mehrforderung 
der Regierung gegenüber, deren Tragweite uns nölhigen würde, den 
Marine ⸗Etat des nächſten Jahres um ca. % Million Mark zu er⸗ 
höhen. Die See⸗ Artillerie beftcht gegenwärlig aus 3 Kompagnien die 
nach der Anſicht der Weil nicht mehr ausreichen die drei Häfen 

enügend zu beſetzen, weshalb ſie um 5 Kompagnien vermehrt werden 
ollen. In dieſer Vermehrung erkannte die Budgetkommiſſion eine un 
berechtigte Erhöhung der durch das Geſetz feſtgeſtellten Ziffer. Wobei 
noch hervorzuheben iſt, daß mit der Vermehrung des Seebataillons ein 
neues mulitäriſches Element in die Marine auf Koſten ihrer gefunden 
Entwickelung eingeſchoben würde. l 

Gegen den Abg. v. Benda betont der Chef der Admiralität von 
St oſch das dringende 5 Vermehrung der Seeartillerie. 
E Ahg. Richter: Wenn die Militärverwaltung erflärt, nicht ge 
Ex Mannſchaften der See-Artillerie für die Haferbefettigungen zu 
haben, jo können wir darin in keiner Weiſe eine Berechtigung finden, 
die durch das Militärgeſetz feſtgeſtellte Ziffer der Mannſchaften zu ers 
böhen. Wir werden vielmehr unterſuchen müſſen, ob nicht innerhalb 
des Rahmens der gegenwärtigen Militär Organiſation ſich Kadres 
vorfinden, die mit der Zeit entbehrlih geworden find. Wir werden 
die Kadres der Feſtungs Artillerie nur dann verſtärken können, wenn 
wir vorher in die Lage geſtellt werden, andere Kadres, welche in ihrer 
gegenwärtigen Stärke aufrecht zu erhalten nicht nothwendig iſt, zu 
vermindern; wenn wir alſo, um gleich ein Bei piel anzuführen, die 
gegenwärtige höhere Stärke der berliner Garde Bataillone auf die 
allgemeine Stärke der übrigen Bataihone herabſetzen könnten. So 
lange uns das nicht ermöglicht wird, können wir die bier geforderte 
Vermehrung der See Artillerie in keinem Falle bewilligen. 

Der Antrag der Kommiſſion auf Abſetzung der Mehrferderung 
für die See⸗Artillerie wird darauf mit allen gegen die Summe des 
Abg. Graf Molike vom Hauſe angenommen. In Konſeg tenz dieſes 
Beſchluſſes werden, den Anträgen der Kommiſſion entſprechend, in die⸗ 
ſem und in den nächſtfolgenden Titeln alle auf die Vermehrung der 
See⸗Artillerie bezüglichen Poſitionen abgelehnt. s 

In Titel 10, Naturalvexpflegung, ſind Rationsgelder im Betrage 
von 10,395 Mark ausgeworfen. Zur Begründung wird angeführt, 
daß ſich die Offiziere Pferde angeſchafft haben, um im Intereſſe des 
Dienſtes ſchneller von der Stadt Kiel nach dem etwas entfernen 
Exerzierplatz gelangen zu können. Abg Dohrn beantragt nur 5631 
Mark zu bewilligen; die Exerzitien der Matroſen müßen hauptſäch 
lich an Bord vorgenommen werden; deshalb ſei es unnöthig, für den 
Landdienſt Rationsgelder zu kewilligen. Fer 
Chef der Admiralität v. Stoſch: Es find nur einzelne D’fiziere, 
die im Intereſſe des Dienſtes ſich ein wferd angeſchafft haben; für 
dieſes Opfer iſt die Gewährung von Rations eldern nur eine geringe 
Entſchäbigung. Es iſt übrizens nicht richtig, daß bie Matroſen ihre 
Erziehung lediglich an Bord erhalten; im Geg ntheil, die Matrofen 
find gewöhy lich mit dem einfachen Dienſt an Bord ſchon bekannt, 
aber es fehlt ihnen durchsändig die Diszipan, die die große Gefahr 
und große Verantwortlichteit des Seedienſtes fordert; es iſt daher 
nothwendig daß die Matroſen ihre erſte kisnplinaxe Ausbildung am 

Land 9 5 8 dieſes Dienſtes ſollen den Offtzieren 
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Dl. zum Schluß der 3 iſt die Berliner Börſen⸗Depeſche 
nicht eingetroffen. 


* 1 0 Ar. 4 
Berlin, den 5, deibr 1874. (Telegr. Agentur) 


Mot. v 11. 
Weizen behauptet, Fündig. für Noggen 150 150 
. 60t 604 Fend ji Spleitus er — 
Aafl-Mat . - - | 188° |Bondöhörfe: geſchls 
Roggen behauptet, | r Staatsſchulpſcheine 94 94 
Dear. . . 538 538 Poſ. neue 4% Pfandör. 938 933 
Avpril⸗Mai 149 149 [Poſener Rentenbriefe 97, 97 
Mat. Juni 147 148 9 — 181 
Rüböl ſtill, ombarden 7 78 
abr 18 181 (86er Loe. 109 1008 
Adril⸗ Mai 57 — 57 Italiener „ 67 
Mai⸗Juni . . 57 50 57 50 Amerikaner 98 0 
Spiritus befeſtigd. Oeſterreich. Kredit. 140 140 
V 18 4 18 (Türken Tao 
Dezbr. 18 11 18 12/7 tproc. Rumänier . 321 32% 
Adril⸗ Rai 57 30 57 oln. Liquid.⸗Pfandbr. 69 69 
Mai⸗ Juni — —| — uſſiſche Banknoten 940 27 
Juli⸗Juli . .. 38 70 58 70Oeſterr. Gilbert 6890 62 
Hafer, Bezör. 62 621 [Galnier Eiſenbahn 110 109 
Stettin, den 15. Dezbr. 1874. (Telear Agentzr.) 
Mot. v. 14. uböl stil We. v. 14. 
en matt, ill, 
chender or 61 | 62 Dad... » 17} 173 
Dez. Jan. . April Mai. 544 | 54 50 
* April⸗ Mai . 190 — 190 50 Spiritus fill 7 
N 8 N u 57 
NMoaggen ſtill, A 
Br! mi SE 511 51 | Abril Mai. . . 57 60 58 — 
. April⸗Mail. . . 148 148 —] Juni⸗ Juli. .. 58 70 59 20 
5 Mai⸗Juni. . . 146 50146 — Petroleum, Dezbr. 33 38 


Börse zu Paſen. 
Poſen, den 15. Dezbr. 1874. [Amtlicher Börſenbericht.] 


ende. Poſener 31 proz. Pfandbriefe 98 G., do A proz. neue de. 
93} b., do. Rentenhriefe 977 G., do. Provinzial⸗Baniaktien 108 G., de. 
Hyproz. Provinzial⸗Obligat. 1% do. N Kreis⸗Obligatione: 
dot bz., do. §prozent. Obra⸗Meliorattons⸗Obligationen 99; G., dr. 
Apero. Kreis⸗Obligationen 93 G., do. proz. Stadt-Obligat. I. En 
E, do. Hproz. Stadt⸗ Obligationen — G., preuß. Zu pro Staat ⸗ 
Schuloſcheine 911 G., oreußiſche Aron. Staafz⸗Anſeike 991 ©., It vr 3. 
fein. do. 1051 G., do Shprogentige Prämien⸗Anleihe 129 G., Starg reo 
E 18 E.⸗St.⸗A. 100 G, Märk.⸗Poſener Eiſenb.⸗Stammaktien 18 


che Banknoten 944 bz., ausländiſche do. 998 bz, Oſtdeutſche Bu 


per 1000 Kilo 58 8 — Hafer per 1000 Kilo per 
— 


Abg. Grumbrecht ſpricht ſich für die Bewilligung aus, denn 
der Zuſatz: Rationen werden den Matroſen⸗ Offizieren inſoweit ge⸗ 
währt, als dieſelben wirklich Dienſtpferde beſitzen“, ſchließt jeden Miß; 
brauch aus. a . 

er Poſten wird bewilligt 

Bei Titel 19: Unterhaltung der Bauwerke bemerkt 
Abg. Dohrn: Mit Rückſicht auf die im Publikum umlaufenden Ge⸗ 
rüchte über den ungünſtigen Waflerft.nd der Jah de richte ich an den 
Herrn Chef der Admiralität die Frage, ob es in der Adſicht der Res 
gierung liegt, exakte Peilungen innerhalb der ganzen Binnenjahde zu 
machen, weiche doch als Spuldaffin von entſcheidender Wichtigkeit für 
das ganze Fahrwaſſer und dem entſprechend für die Wenercxiſtenz von 
Wilhelmshaven iſt. 2 5 

Chef der Admiralität v. Stoſch giebt die Erklärung ab, daß die 
vom Vorredner angeregte Peilung der Jade bisher noch nicht ſtatt⸗ 
gefunden bat; er verkennt aber nicht die Wichtigkeit der Sache und iſt 
auch geneigt, von jetzt an darauf einzugehen, in gewiſſen Friſten der⸗ 
artige Peilungen vornehmen zu laſſen. Er erklärt, die Binnenjahde 
ſei mehefach von den Adjazenten durch Buhnenbaaten (kleine Deiche, 
dazu beſtimmt, den Schlick aufzufangen und dadurch Land zu gewin⸗ 
nen) eingeengt worden; es ſeien aber neuerdings Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen der Reichsregierung und der oldenburgiſchen Regierang einge⸗ 
leitet, ob man dieſe Verengerung der Binnenjahde im Intereſſe von 
Wilhelmshaven nicht verhindern ſollte. 

Der Titel wurde genehmigt. 

Titel 28, deutſche Seewarte, fordert für Beſoldungen und 
Nemunerationen 50,000 Mark, für ſächliche Ausgaben 21,800 Mark. 
Mit dieſem Titel wird die zweite Berathung des Geſetzentwurſs, betr. 
die deuſſche Seewarte, verbunden. h 

8 1 lautet: „Unter dem Namen „Deutſche Seewarte“ wird eine 

Anſtalt errichtet, welche die Aufgabe hat, die Kenntniß der Naturver⸗ 
hältniſſe des Meeres, ſoweit dieſe für die Schifffahrt von In ereſſe 
fino, ſowie die Kenntniß der Witterungserſchemungen an den deulſchen 
Küften zu fördern und zur Sicherung und Erleichterung des Schiff: 
fahrt Verkehrs zu verwerthen.“ g 3 
Abg. v. Dücker beantragt zwei Einſchaltungen, nach welchen die 
deutſche Seewarte ihre Thätigkeit auch auf die Kenntuiß der Küſten⸗ 
verhältniſſe der deutſchen Meere ausdehnen und ihre Reſultate für die 
Sicherung der Küſtenbewohner verwerthen ſoll. Nachdem mehrere Ab⸗ 
geordnete und auch der Chef der Admiralität ſich gegen dieſes Amen⸗ 
dement ausgeſprochen, werd $ 1 unter Ablehnung der Dücker'ſchen An⸗ 
träge angenommen. Dagegen die Foriſchrittpartei, weil fie das magere 
Geſetz für unnötbig hält, indem bei der Bewilligung des Etats alles 
erledigt werden könne. 5 5 

§ 2 lautet: Die Seewarte erhält ihren Sitz in Hamburg. Zur 
Vermittelung des Verkehrs mit den Schifffahrttreibenden, zur Beob⸗ 
achtung der Witterungserſcheinungen und zur Verbreitung von War: 
nungen vor dem vermutheten Eintritt von Stürmen werden an den 
geeigneten Küſtenplätzen die erforderlichen Dienſtſtellen eingerichtet, 
welche der Seewarte untergeordnet ſind.“ 

Abg. v. St. Pauls Jlaire beantragt hinter dem erſten 
Satze 8 „und gehört zum Reſſort der kaiſerlichen Ad⸗ 
miralität.“ a 

Abz. Schmidt (Stettin) bebt die Bedenken bervor welche gegen 
die Gründung einer Seewarte in Hamburg in den Vordergrund treten. 
Hamburg liegt nicht feinen telegraphiſchen Verbindungen nach fo günſtig 
wie Berlin, wo die Drähte von den verſchiedenen Küſten und Ländern 
zufammentrrffen. In Hamburg müſſe man im Intereſſe der metcoro⸗ 
logiſchen Mitibeilungen und Sturmſignale erft neue Leitungen errichten. 
Sollte ſich Hamburg dadurch empfehlen, 5 die Beamten der See⸗ 
warte mit den Seeleuten in unmiltelbaren Verkehr treten könnten, fo 
würde die Seewarte in Berlin ſich ſtützen auf die Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften, die Univerſttät und andere gelehrte Anſtalten. Der meſeorv 
logiſche Kongreß in Wien hat im vorigen Jahre die Exrichtung eines 

Zentralinſututs für Phyſik der Erde empfohlen. Ein ſolches Inſtitut 
ſei nothwendig, durch daſſelbe würden die meteorologiſchen Beobach⸗ 
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50 5 April 184 bz. u. G. (55 M.), AprllMal 18 b u ©. 
(55,25 50 M), Mai 183 bz. u. G. (55.87 M.), Juni 18 bz u. G. 


55,75 M.). Juli 191 bz. u. G. 
K Loko⸗ Spiritus ohne Faß 174 ©. 


Produßten⸗Börſe. 


5 1 G., vo a : rozentiae X iDationshri, 60 G. Oberſchl. E 
ö Et. Alten dit. 16 G. Do. ne Er * & l. 


Magbeburg, 12. Dezbr. Weizen 60-66 Rt., Roggen 56—62 R.. 


Gerſte 60-70 Rt, Hafer 61—68 Rl. Alles pro 2000 Pfd. 1000 Kilo. 
Stettin, 14 Der 1 Bericht.] Wetter: regnig. ＋ 2 R., 


eter 27. 8. in e 
9 W verändert, per 2000 Pfd loke gelber 56 - 61 Rt., 


weißer 60-65 Mt, per Dezbr 614 bz. u. B., Frühjahr 191 190 —191 
an bz, 190,75 B. u. G., Mai⸗Juni 192,5 Mk. bz. u. B, 192 G., 
Juni Juli 194 Mk. B. u. G. — Roggen matter, per 2000 Pfo loko 
ruſſ. 1 Rt. inländ. 53 54 Rt., per Dezbr. 514 B., Jan. Febr. 
Mk. G., Frübſabhr 148,5 117,5 148 Mt. bz., B. u. G., Mat Juni 
146,5 Mk. ba, 147 B., Juni Juli 147 Mk. B. u G — Merfte unver⸗ 
ändert, per 200% Pfo. loko 53—60 Rt., Frühjahr ſchleſ. 173 Mk. B. 172 
G, vomm 177 G. Hafer nafter, per 20 Pid loto 56-60 l., 
Frühjahr 1715-171 Mk. ba, Mai⸗Juni 170 Mt. B., Juni⸗Juli 109 — 
1685 Mk. bz. — Erbſer ge häftelos, per 2000 Pid Into 60 151 
Frühjahr Futter⸗ 181,5 Mk. B. u. G. — Winter rübſen geſchafkcslos, 
per 200 Pio loko 82 85 Rt., per Dezbr. u. Dez.⸗Jan. 86, G., 87 B., 
März⸗April 270 Mk. B., April⸗Mai 273 Mt B. Sept Oltbr. 280 Mk 
B. — Nubo unverändert, per 200 Pfd (oke vom Lager 18 Ki. B., 
per Dezbr 174 Kt. B, Der⸗FJan. —, Jan Febr. —, Febr.⸗März —, 
April Mai 51,50 ME B., Sept.⸗Okt. 59 Mk d u B — Spiritus 
niedriger, per 10,00 Yırer p&t. loko ohne Faß 187 Rt bz, per Dez. 
181 — / Mk bz, Dez. Jan. —, Jan.⸗Febr. 55 55,2 Mk bi u. G., 
Frübjahr 58,1—57,7-57,9 Mt bz u B., Mai⸗Juni 58,4 Mk Blu G. 
— Angemeldet: 1000 Eir Weizen, 400 Ctr. Rütöl, 30 000 Liter 
Spiritus, 800 Faß Petroleum. — Weuulirungsprer? fur Kundi⸗ 
zungen: Weinen 611 Mt., Roggen 51 Ri., Rüdöl 174 Rt, Sori 
184 Rt. — Petroleum Info 34 Rt. bz. u B. alte Uſance 41 4 
et. bz., Reaulirungspreis 3 Ri., per Dezbr. 90 B., Dezbr.⸗Jan. 
34 B., Januar⸗Febr. 11 50 B, Seßt⸗Okt. 11,75 Mk. dz. 
(Oſtſ.⸗Ztg.) 
Wredtan 14 Dezbr. Amtliche Produkten Bprſentericht. 
Offtziell gekündigt: 1000 Ctr. Hafer, 20,000 Liter Spiritus. 
Kleeſaat, rothe, rubir, ordinär 12—13, mittel 13}—14}, fein 
15-154, bochfein 16 -154. — Kleeſaat, weiße nom., ordinär 14— 
16 mittel 17—19, fein 2021, hochfein 22-23. — Hougen per 1000 


Kilo ruhiger, abgelaufene Kundigungsſcheine —, per Deibr 523 bz. 
Dee, Jan, 51-51 bi. Jan Febr. , Aru, Mel 149 Mf. br u. B 
— Weizen per 1000 Kilo 63 B., April⸗Ma 185 Mr. B. Gern 


Deibr 561 bi. u. B., 
Orud und Verlag von W Deter & de (G. gehn Mein, 


tungen und Syſteme Deutſchlands einbeitlich geregelt und ſolche auch 
mit denen des Auslands in Verbindung gebracht werden. Bon einer 
ſolchen Zentralſtelle müßte ſpäter das bydrographiſche Inſtitut mit 
der Seewarte reffortiien — es empfehle ſich daher, im Geſetz es nicht 
auszusprechen, daß die Seewarte von der Admiralität reſſortire, 
bei Errichtung einer Zentralſtelle dann eine geſetzliche Veränderung der 
Reſſort⸗Verbältniſſe eintreten müſſe. 

Der Antrag des Aba. von St. Paul⸗Illaire wird darauf ange⸗ 
nommen. Ferner ohne Debatte die andern Paragraphen und ſchließlich 
der Titel 23. r 

Die ein maligen Hutgaben werden ohne erhebliche Diskuſſion 
bewilligt mit Abſetzung der für die Vermehrung der Sceartillerie er⸗ 
forderlichen Summen. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die 
Aufnabme einer Anleihe für Zwecke der Marine⸗ und 
der Telegraphen⸗ Verwaltung auf Grund mündlichen 
Berichts der Budgerkommiſſion. Dieſelbe beantragt eine Verminderung 
des Betrages der Anleihe (16 787.553) auf 16,187 553 Mark, indem fie 
vorſchläßt, zur Herſtellunz und Erwerbung von Arbeiter⸗ und Unter⸗ 
beamten⸗-Wohnungen ober zur Bewilligung von Bauprämien nur 
300,000 Mark anzusetzen, während die Regierungs⸗ Vorlage zur Herr 
ftellana von 410 Arbeiter- und 100 Unterbeamten⸗Wohnungen als erſte 
Rite 900.000 Mark fordert. Das Haus tritt obne Diskuſſion dem 
Vorſchlage der Budgetkommiſſion bei und nimmt auch folgende von 
der letzteren vorgeſchſagene Reſolution an: „Den Herrn Reichskanzler 
aufzufordern, zum Etat pro 1876 die Wobnungsverhältniſſe in Wil⸗ 
beimsbaven in einer ausführlichen Denkſchrift darzulegen, zugleich in 
Erwägung zu nebmen, ob es nicht zweckmäßig erſcheint, den Bau 
bed U: beiter- Wohnungen durch Bau Prämien oder Vorſchüſſe zu 

rdern. 1 

Hierauf wird ein Nachtrag zum Reichsbaushaltzetat für 1875 ge- 
nehmigt, nach welchem zur Erwerbung eines Grundſtücks ſowie zum 
Bau und zur Einrichtung eines Seemanns⸗Hospitals auf demſelben 
in Mokohama 173,250 Mark ausgeworfen find. ö 


Um 4½ Ubr vertagt ſich das Haus bis Dienſtag 11 Uhr. 
(Tagesordnung: Abſchluß der Etatsberatbung; erſte und zweite Be⸗ 
rathung eines Geſetzentwurfes betreffend die geſchäftliche Bebandlung 
der Juſtizgeſetze und mehrere kleinere Gefegentwürfe. Der Präſident 
v. Forckenbeck theilt mit, daß er den Bericht der Geſchäftsordnungs⸗ 
kommiſſion über den am Sonnabend eingebrachten Antrag des Abg. 
Dr. Lasker auf die Tagesordnung für Mitlwoch ſetzen werde.) 


Verantwortlicher Redakteur: Ur Julius Wafner in Poſen. 


| 


Vis 5 Uhr Nachmittags eingegangene Depeſchen. 

Berlin, 15. Dezember. [Prozeß Arnim.] Der Staatsanwalt 
replimrt auf die Prof. Holtzendorff'ſche Vertbeidigungsrede; er führt 
aus, Holtzendorff ſei hier nur Vertbeidiger, nicht Sachverſtändiger, ſein 
Urtheil über die techniſchen Momente des diplomatiſchen Dienſtes ſei 
alſo für den Gerich'sbof abſolut unmaßgebend, es handle ſich hier 
nicht um einen zivilrechtlichen Begriff des Eigenthums, fondern um 
den kriminalrechtlichen, und der ſtehe durch die Reichsſtrafgeſetze feft, 
und daß die Schriftſtücke und Urkunden ſolche ſcien, gehe aus den 
Motiven zum Reichs ſtrafgeſetzbuch hervor, wonach im zweiten Abſatz 
des Artikels 348 die erwäbnten Urkunden nicht ſolche im engeren 
Sinne, ſondern ſolche jeder Art ſein ſollen; es geht ferner aus ihrer 
geſchäftlichen Behandlung bervor, daß ſie amtliche ſeien. Der Staats⸗ 
anwalt hält auch den behaupteten Dolus aufrecht und führt noch an, 
das traurige Familienereigniß (Tod der Tochter) ſei bereits am 16. 
Januar c. erfolgt. Holtzendorff duplizirt. 
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Die Börſen⸗Kommiſſion. 
‚Bredlan, ven 14. Dezbr. (Landmarkt. 
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(Bresl. Hdls.⸗ Bi.) 


Breslau, 14. Dezbr. [Bericht über den breslauer Pro- 
duktenmarkt] Preisnotirung per 100 Kilogramm »etto. » 


Weizen und, weißer 54—6%—61%, Thaler, 


Bromberg, 15 Dezbr. (Marttvericht von A Breidenbach.) 
Weizen 58 63 Tbir — Roggen feiſcher 50-54 Thir. — 
gerſte, friſche 54-57 Thlr. — Hafer 56 60 Thlr. — Rübſen 


